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An den Vorsitzenden des kulturpolitischen Ausschusses 

des hessischen Landtags

Herrn Lothar Quanz MdL

Schlossplatz 1 - 3

65183 Wiesbaden

Vorab per Mail

Linsengericht,  den 23. Januar 2017 

Sehr geehrter Herr Quanz, 

sehr geehrte Damen und Herren,

der  Hessische  Montessori-Landesverband  bedankt  sich  herzlich  für  die  Möglichkeit  zum  o.g.

Gesetzesentwurf Stellung zu nehmen. 

In dieser Stellungnahme gehen wir nur auf inhaltliche Punkte der Gesetzesänderung ein, die auch 

Auswirkungen auf hessische Montessori-Schulen haben. Darüber hinaus sind wir als Mitglied der 

Arbeitsgemeinschaft freier Schulen (AGFS) an deren gemeinsame Stellungnahme beteiligt.

Nr. 2

Abs. 7 Wir befürworten die Anerkennung des besonderen Obhutsverhältnisses zwischen dem 

Pädagogische tätigem Personal und Schülerinnen und Schülern. 

Abs. 15 Wir befürworten die Vermeidung von Einflussnahme durch Sponsoring und Werbung.

Nr. 5:

§ 5 Wir halten die Verpflichtung, in allen Fächern für die Vermittlung von Kompetenzen für eine 

Berufs- und Studienorientierung zu sorgen für zu weitreichend und würden befürworten, wenn die 

Entscheidungskompetenz zur Umsetzung der Berufs- und Studienorientierung bei der 

Gesamtkonferenz bleiben würde.

Nr. 6:

§ 6 Wir begrüßen, dass Nachhaltigkeit, Medienbildung und Menschenrechtsbildung Eingang in das 

hessische Schulgesetz finden. Ziel der Pädagogik von Maria Montessori war und ist es, Kinder zu 

verantwortungsbewussten Menschen zu erziehen. Diese Menschen würden dann nachhaltig und 
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friedvoll mit ihrer Umwelt umgehen. Wissen ist der Schlüssel zur Verantwortung. Nur wenn ich um 

die Dinge weiß, kann ich verantwortlich damit umgehen. Medienkompetenz ist zu diesem  

Wissenserwerb und seine Weitergabe heutzutage unabdingbar. 

Nr. 7:

§ 7 Wir befürworten die Toleranz gegenüber geschlechtsbezogenen Wertvorstellungen und sexueller 

Orientierung.

Nr. 11:

§15 Wir befürworten die Verbindung von vor- und nachmittaglichen Unterricht. An den 

weiterführenden Montessori-Schulen in Hessen ist Nachmittagsunterricht für die Schüler verbindlich. 

Sind die Schulen als Ganztagsschulen angelegt, bilden Vor- und Nachmittagsunterricht eine 

konzeptionelle Einheit. Grundschulen mit Betreuungsangebot arbeiten in der Regel nach den 

Grundsätzen Maria Montessoris sowohl im vormittaglichen als auch im nachmittaglichen Bereich; 

Konzepte für die Inhalte der Betreuungsangebote liegen in der Regel vor.

Nr. 15:

Betrifft Montessori-Schulen in Hessen nicht. Bis auf eine Ausnahme sind weiterführende Montessori-

Schulen Gesamtschulen und unterrichten Schüler aller Bildungsgänge inkl. inkludierte Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf (Hoch- und Minderleister) gemeinsam.

Nr. 20:

Der Ausbau der Binnendifferenzierung an integrativen Gesamtschulen wird befürwortet und ist 

bereits gängige Praxis in den Konzepten der Montessori-Gesamtschulen.

Nr. 27:

Eine Verbesserung es schulischen Angebotes für leistungsschwache Schüler nach der 

allgemeinbildenden Schule wird befürwortet.

Nr. 31:

Die Montessori-Schulen beschulen in der Regel individuell, was eine Inklusion verschiedener 

Förderbedarfe schon auf struktureller Ebene vereinfacht. Montessori selbst hat ihr Konzept und ihr 

Material auf der Grundlage ihrer Erfahrungen mit lernschwachen Schülern (heute: Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf mit dem Förderschwerpunkt Lernen) erstellt. Ihr Ausspruch: 

„Der Weg, auf dem die Schwachen sich stärken, ist der gleiche wie der, auf dem die Starken sich 

vervollkommen.“ findet sich in der Haltung von Montessoripädagogen wieder. Deswegen ist für 

Montessori-Schulen die Inklusion als Auftrag für bestimmte Förderbereiche Programm. Andere 

Förderschwerpunkte wie Hören, Sehen etc. finden sich dagegen nur sehr eingeschränkt an hessischen

Montessori-Schulen wieder. Hier wäre eine systemische Unterstützung einschließlich Beteiligung an 
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baulichen Maßnahmen durch das Land Hessen von Seiten des Montessori-Landesverbandes 

gewünscht.

Nr. 34/36:

s. Stellungnahme der AGFS

Nr. 41:

s. Stellungnahme der AGFS

Nr. 44:

Eine Anordnung der Mitwirkung von Eltern unter bestimmten Bedingungen ist begrüßenswert.

Nr. 45:

Die Klarstellung bezüglich der Beurlaubung von Schülern wird befürwortet.

Nr. 47:

Die Ausweitung der Informationspflicht der Schule gegenüber den Eltern wird aufgrund der 

Transparenz befürwortet.

Nr. 48:

Montessori-Schulen haben in der Regel ein ausführliches Rückmeldungssystem über Arbeits- und 

Sozialverhalten und Leistungen des Schülers; Noten gibt es häufig konzeptionell bedingt nicht. 

Nr. 49:

Die Freiheit, Zeugnisse nur am Schuljahresende zu erstellen, wird begrüßt.

Nr. 50:

Die Möglichkeit, auch in der Oberstufe ein Schuljahr freiwillig zu wiederholen, wird begrüßt.

Nr. 53:

Das Nichtansehen der Nichtschülerprüfung als Wiederholungsprüfung wird begrüßt. Dies lässt die 

Möglichkeit offen auch nach dem zweimaligen Durchfallen in späteren Jahren einen Schulabschluss 

zu erwerben.

Nr. 55:

Die Erweiterung der Möglichkeit für Schüler, Abschlussprüfungen zu besuchen, wird begrüßt.

Nr. 57:

Die Möglichkeit einer Mediation als pädagogische Maßnahme wird begrüßt.
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Nr. 58:

Es gibt keine Montessori-Fachschulen für Sozialwesen. Prinzipiell wird es begrüßt, dass Straftäter, die 

sich sexueller, menschenverachtender oder terroristischer Vergehen schuldig gemacht haben, von der

Ausbildung in Sozialberufen ausgeschlossen werden. Hier muss dem besonderen Obhutsverhältnis im

späteren Beruf Rechnung getragen werden.

Nr. 60:

Die Stärkung des Forschungsinteresses ist begrüßenswert.

Nr. 61:

Reformschulen wie die Montessori-Schulen vertreten in der Regel ein besonders Konzept, welchen 

auch besondere Weltanschauungen hat. Daher ist zu klären, in wie weit hier eine weltanschauliche 

und religiöse Neutralität zu wahren ist.

Nr. 62:

Montessori-Schulen haben in der Regel eigene Regeln zur Evaluation und Qualitätsentwicklung. Das 

schließt die Fortbildung der Mitarbeiter ebenso ein wie den Pflichtenkatalog der SchulleiterInnen.

Nr. 63:

Montessori-Schulen haben in der Regel eigene Stellenbeschreibungen für Schulleiter. Wahrnehmung 

der Führung und Kompetenzen zur Personal-, Unterrichts-, Organisations- und Qualitätsentwicklung 

finden sich dort in der Regel wieder.

Nr. 68:

Der nationale Montessori-Dachverband Deutschland entwirft zur Zeit Rahmen zu Evaluation und 

Qualitätsentwicklung in den Montessorieinrichtungen. Abläufe werden dort geregelt werden.

Nr. 72-83:

Die Eltern- und Schülermitwirkung und -vertretung sind an Montessori-Schulen sehr unterschiedlich 

geregelt. Daher sind die Bestimmung für Montessorischulen nicht relevant.

Nr. 100:

Die Neugründung gymnasialer Oberstufen wird begrüßt.

Nr. 105

s. Stellungnahme der AGFS

Nr. 109

s. Stellungnahme der AGFS
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Nr. 110:

s. Stellungnahme der AGFS

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Brigitte Johannsen

Montessori-Landesverband Hessen

Mitglied des Vorstandes
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Arbeitskreis der Freien Alternativschulen Hessens im  
 
 

 
c/o Freie Schule Marburg e. V., Anne-Frank-Str. 2  35037 Marburg 

 
 c/o Freie Schule Marburg 

 Hessischer Landtag Anne-Frank-Str. 2 
 Kulturpolitischer Ausschuss 35037 Marburg 
 Ausschusssekretariat Tel.  06421 / 3 59 05 
 Postfach 3240 Fax 06421 / 34 09 59 

 65022 Wiesbaden buero@freie-schule-marburg.de 
  
  

 Marburg, den 25.01.2017 
 

 

 

Mündliche Anhörung durch den Kulturpolitischen Ausschuss des Hessischen Landtages 

 

 
Sehr geehrter Herr Quanz, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

im Landesarbeitskreis der Freien Alternativschulen Hessens sind 10 hessische Alternativschu-
len zusammengeschlossen. Der Landesarbeitskreis dient u.a. als gemeinsamer Ansprechpart-
ner für Politik und Verwaltungen. Auß erdem ist der Arbeitskreis Mitglied in der Arbeitsgemein-
schaft der Freien Schulen in Hessen (AGFS). 

Der Einladung zur Stellungnahme zur Novellierung des Hessischen Schulgesetzes kommen wir 
gerne nach. Die schriftliche Stellungnahme finden sie beigelegt. 
 
 
Mit freundlichen Grüß en 

 

( Hans-Werner Seitz ) 
    - Vorsitzender - 
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Seite 2 von 2 Stellungnahme KPA Freie Alternativschulen in Hessen 
 
Stellungnahme 
zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und Bündnis 90 / Die Grünen für ein Gesetz zur 
Änderung des Hessischen Schulgesetzes 

 

Auch wenn die überwiegende Zahl der im Gesetzentwurf angestrebten Änderungen das staatliche 

Schulwesen betrifft, gibt es doch einige Änderungsvorschläge, die auch für Freie Schulen gelten sollen. 

Zu diesen Punkten möchten wir einige Anmerkungen machen. 

Im Übrigen verweisen wir auf die gemeinsame Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der Freien Schu-

len (AGFS-Hessen), der wir uns uneingeschränkt anschließen. 
 

Zu Nr. 2 § 3, Abs. 7, Abs. 10 

Die angestrebten Änderungen werden von den Freien Alternativschulen uneingeschränkt begrüßt. Wir 

verstehen sie als gebotene Klarstellung im Hess. Schulgesetz. Die bundesgesetzlichen Änderungen zum 

Kindeswohl sowie die Aufarbeitung der Missbrauchskandale an freien und staatlichen Schulen - beson-

ders in Internaten – erfordern diese Änderungen. 

Wir begrüßen die Änderungen um so mehr, zumal unsere Schulen wie auch unserer Bundesverband 

(BFAS) gerade unter dem Eindruck der langjährigen Missbrauchspraxis an der Odenwaldschule bundes-

weit vielfältige Initiativen und Diskussionen zur besonderen Sensibilisierung und zum Schutz der sexuel-

len Selbstbestimmung der Kinder und Jugendlichen in Schulen angestoßen haben. Selbstbestimmung in 

jeder Beziehung ist ein konstitutives Moment der Pädagogik an unserer Schulen. Dass die Änderungen 

im Gesetz auch für Schulen in freier Trägerschaft gelten sollen, halten wir für eine Selbstverständlichkeit. 
 

Zu Nr. 34 § 52 

Die Neufassung des § 52 stellt sicher für das staatliche Schulsystem eine wichtige Verbesserung dar. Um-

so unverständlicher ist unseres Erachtens, aus welchem Grund Schulen in freier Trägerschaft bei der 

Bildung inklusiver Schulbündnisse keine Berücksichtigung finden sollen. Laut HKM besuchen etwa 500 

Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf Schulen in freier Trägerschaft. Die in 

der UN-Behindertenrechtskonvention fest geschriebenen Rechte gelten für alle Betroffen, ungeachtet 

welche Schule sie besuchen. Aus diesem Grunde schließen wir uns hier den Ausführungen der Stellung-

nahme der AGFS nachdrücklich an. 
 

Zu Nr. 109 § 171 Abs. 3 

Die Formulierung des eingefügten Satzes halten wir für unglücklich. Die Einhaltung der allgemeinen Ge-

setze ist natürlich für unsere Träger und Schulleitungen eine Selbstverständlichkeit. Auch wenn es Grün-

de für diese Einfügung geben mag. Diese Formulierung kann einen missverständlichen Blick auf die 

Rechtstreue freier Schulen werfen.  
 

Marburg, den 24. Januar 2017 

 
Für den Landesarbeitskreis mit freundlichen Grüßen 

 

( Hans-Werner Seitz ) 
    - Vorsitzender - 
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An den Vorsitzenden des 
kulturpolitischen Ausschusses 
des hessischen Landtags 
Herrn Lothar Quanz MdL 
Schlossplatz 1 - 3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 
 

Frankfurt am Main, 26. Januar 2017  
 
 
Sehr geehrter Herr Quanz,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Waldorfschulen in Hessen (nachfolgend LAG) dankt Ihnen 
herzlich für die Möglichkeit, zum o.g. Gesetzesentwurf Stellung zu nehmen.  

Die meisten Ä nderungen im Entwurf des Hessischen Schulgesetzes-Drucksache 19/3846 verändern 
für die Freien Waldorfschulen in Hessen mit ihrer staatlich anerkannten gymnasialen Oberstufe nur 
wenig. 

Wir beschränken uns bei unserer Stellungnahme daher auf die aus unserer Sicht für Schülerinnen 
und Schüler an den Freien Waldorfschulen in Hessen besonders relevanten Ä nderungen. Diese 
Ä nderungen sind bereits in der Stellungnahme der AGFS Hessen umfänglich formuliert und mit 
unserem Verband intensiv bearbeitet worden. Eine Doppelung der Formulierung macht an dieser 
Stelle keinen Sinn.  

Die besondere pädagogische Ausrichtung der Waldorfpädagogik schließ t von der Grundhaltung her 
auch die Beschulung von Menschen mit heil- und förderpädagogischen Bedarfen ein. Diese 
Menschen konnten bisher durch die im §61 des HSchG verankerte Schulzeitverlängerung nach 
Beendigung der Vollzeitschulpflicht bis zu zwei Jahre die Schulen/Einrichtungen weiter besuchen. 
Diese Regelung ist im aktuellen Entwurf des HSchG nicht eindeutig geregelt. Der Charakter der 
Gestattung im neuen Entwurf geht nachhaltig zu Lasten der Schülerinnen und Schüler.  

Hier unterstützen wir als LAG eine Ä nderung, wie sie in den Stellungnahmen der Bettina-von-Arnim-
Schule Marburg und der AGFS Hessen zur Anhörung für diese Gesetzesänderung bei Ihnen 
eingereicht wurde.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüß en 

 

Landesgeschäftsführer der LAG Hessen 
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Grundschulverband

Landesgruppe Hessen
Hanau, 24.01.2017

Stellungnahme der Landesgruppe Hessen im Grundschulverband e.V.
zum Gesetzentwurf der Frakionen der CDU und Bündnis 90 / DIEGRÜNEN für ein
Gesetz zur Anderung des Hessischen Schulgesetzes

Sehr  geehr te  Damen und Herren,

im Namen der  Landesgruppe Hessen im Grundschulverband bedanke ich mich für
Mögl ichkei t  zu oben genanntem Gesetzentwur f  Ste l lung nehmen zu können.

Bei  unseren Ausführungen haben wi r  unseren Fokus auf  d ie  Grundschule ger ichtet :

I7 ,L :

Die Landesgruppe Hessen im Grundschulverband begrüßt, dass künft ig eingetragene
Lebenspa rtnerschaften u nd d ie Offen heit  gegen ü ber versch iedenen sexuel len
Or ient ierungen in  d ie  Sexualerz iehung e in f l ießen.

515,4:

Die Landesgruppe Hessen im Grundschulverband häl t  den , ,Pakt  für  den
Nachmi t tag"  für  den fa lschen Ansatz  und lehnt  e ine Aufnahme ins Schulgesetz
ab.
Er ist  als kostenpfl icht iges zusätzl iches Betreuungsangebot auf freiwi l l iger Basis
n icht  geeignet ,  Schüler innen und Schüler  auf  ihrem Bi ldungsweg zu
unters tützen und ind iv iduel l  zu fördern.  Dies kann unserer  Ans icht  nach nur  im
Rahmen der rhythmisierten Ganztagsschule gewährleistet werden, in der es
auch am Nachmi t tag Bi ldungsangebote g ib t  in  d ie  z .B.  d ie  s tark  zu
hinterfragenden Hausaufgaben integriert  werden. Diese haben u.a. einen
erhebl ichen Antei l  daran, dass wir von Bi ldungsgerechtigkeit  noch weit  entfernt
s ind.
Wir  fordern deshalb,  den Ausbau von Schulen zu echten Ganztagsschulen
konsequent  voranzutre iben und Schulen auf  ihrem Weg dahin zu unters tützen.

2
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Das in  Diskuss ionen immer wieder  auf tauchende Argument ,  der , ,pakt  für  den
Nachmittag" sei ein Schri t t  in diese Richtung, halten wir für Augenwischerei.

515,c:

Die Schul fer ien d ienen den Schüler innen und Schülern zur  Entspannung und
Erholung.  Schul ische Veransta l tungen in  d ieser  Zei t  ha l ten wi r  deshalb für
kontra prod u ktiv.
Zudem ergeben sich folgende Fragen:

- sind diese Veranstaltungen freiwi l l ig oder verpf l ichtend?
-  Welche Schüler innen und Schüler  so l len bzw.  müssen daran te i lnehmen?
- Wer führt diese Veranstaltungen durch?

Wir plädieren dafür, die notwendigen geeigneten personel len Ressourcen bereit
zu stel len und die strukturel len Bedingungen dafür zu schaffen, um erhöhten
Förderbedar f  be i  Schüler innen und Schülern im Rahmen des regulären
Unterr ichts zu beheben.

5 52:

Ink lus ive Beschulung bedeutet  für  uns,  dass Kinder  mi t  Beeint rächt igungen bzw.
Behinderungen zusammen mi t  den Kindern ihrer  Umgebung d ie  zuständige
Schule ihres Wohnbezi rkes besuchen.  Dazu is t  es unabdingbar ,  d ie  Schulen mi t
den dafür  benöt ig ten räuml ichen,  sächl ichen und -  vor  a l lem -  personel len
Ressourcen auszustatten, d.h. der bisher festgelegte Ressourcenvorbehalt  muss
fa l len.  Wir  ha l ten in  d iesem Zusammenhang mul t iprofess ionale Teams an a l len
Schulen für  unabdingbar .  Es is t  unzure ichend,  d ie  bet ro f fenen Schüler innen und
schüler,,von außen" zt) betreuen, ganz abgesehen davon, dass vielerorts
überhaupt nicht genügend Förderlehrkräfte für diese Aufgabe zur Verfügung
stehen.
Ink lus ive Schulbündnisse s ind aus unserer  S icht  n icht  im ln teresse der
betroffenen Kinder. Sie sind der Versuch, knappe Ressourcen zu bündeln.
Ein funkt ionierendes inklusives Schulsystem und die Aufrechterhaltung von
Förderschulen s ind e in  Widerspruch in  s ich.
wie so l l  man schüler innen und schülern vermi t te ln ,  dass s ie  e inen
selbstvers tändl ichen umgang mi t  Menschen mi t  Behinderungen und
Beeinträchtigungen pf legen, wenn man diese erst einmal separiert? 

3
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Grundsätzliche Überlegungen :

.  Ein inklusives Schulsystem, wozu sich Hessen verpf l ichtet hat und welches
es unserer Meinung nach auch zügig aufzubauen gi l t ,  steht in krassem
Gegensatz zu dem in Hessen vorhandenen gegl iederten Schulsystem und
seinen zu überarbeitenden Bewertungs - und Beurtei lungskri ter ien.

.  Besonders d ie  f rühe Selekt ion nach dem 4.Schul jahr  (e igent l ich beginnt
s ie  bere i ts  mi t  der  Notengebung im 2.Schul jahr)  is t  der  schul ischen
Entwick lung von Schüler innen und Schülern abt räg l ich.  Wir  p läd ieren für
längeres gemeinsames Lernen.

o Ein Nachdenken über  e inen derar t igen Ansatz  können wi r  im
Gesetzentwurf nicht erkennen. Wir halten das für eine vertane Chance.

.  Die Enquetekommiss ion Bi ldung hat  s ich in  ihren Si tzungen in  den
vergangenen zwei iahren intensiv mit der Aufgabe ,,Kein Kind
zurück lassen"  befasst  und von den jewei l igen geladenen Exper t innen und
Experten viele wertvol le lmpulse - auch gerade in die von uns angeführte
Richtung -  erha l ten.
Beides,  weder  d ie  Arbei t  der  EKB,  noch d ie  Exper t ( inn)enmeinungen
fl ießen in den Gesetzentwurf ein. Aus unserer Sicht ist  das schwer
nachvol lz iehbar  und lässt  zudem die Wertschätzung a l ler  Mi twi rkenden
und ihres Engagements in dieser Kommission vermissen.

o Die Landesgruppe Hessen im Grundschulverband hält  den Zeitpunkt der
Gesetzesvorlage für denkbar ungünstig und bringt kein Verständnis dafür
auf, dass der Abschlussbericht der EKB nicht abgewartet wurde und das
Ergebnis keine Berücksicht igung f indet.

l lse Mar ie Krauth
Vorsitzende der Landesgruppe Hessen im Grundschulverband e.V.
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